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Rechtssatz 

Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen werden steuerlich nur anerkannt, wenn sie nach außen hin 
ausreichend in Erscheinung treten, einen eindeutigen, klaren und jeden Zweifel ausschließenden Inhalt haben 
und zwischen Familienfremden unter den gleichen Bedingungen abgeschlossen worden wären (Hinweis E 
4.6.2003, 97/13/0208). Die Kriterien für die Anerkennung von Verträgen zwischen nahen Angehörigen gelten 
auch für Verträge mit juristischen Personen, an denen ein Vertragspartner oder seine Angehörigen in einer Weise 
als Gesellschafter beteiligt sind, dass mangels eines Interessengegensatzes die Annahme nahe liegt, für eine nach 
außen vorgegebene Leistungsbeziehung bestehe in Wahrheit eine familienhafte Veranlassung (Hinweis E 
24.9.2002, 99/14/0006). Diese in der Rechtsprechung des Gerichtshofes für die steuerliche Anerkennung von 
Verträgen zwischen nahen Angehörigen aufgestellten Kriterien haben ihre Bedeutung im Rahmen der - vom 
Verwaltungsgerichtshof nur auf seine Schlüssigkeit zu prüfenden - Beweiswürdigung (Hinweis E 28.11.2002, 
2001/13/0032). 


